
bereiten von Eisen-, Stahl- und Nichteisenmetall-Schrott
vom gleichen Tage (GBl. I S. 144) und der Dritten Ver­
ordnung zur Aufhebung und' Änderung gesetzlicher 
Bestimmungen auf dem Gebiet der Volkswirtschafts­
planung vom gleichen Tage (GBl. I. S. 150). Mit diesen 
gesetzgeberischen Maßnahmen werden die Ergebnisse 
der fortgeschrittensten Industrie- und Altstofferfassungs- 
betriebe verallgemeinert und die oft recht verstreuten 
Vorschriften über die Leitung der Materialwirtschaft 
zu einem beträchtlichen Teil vereinheitlicht und zu­
sammengefaßt. Zugleich finden in diesen Maßnahmen 
tiefgreifende qualitative Veränderungen im Material­
einsatz ihren Ausdruck, wie die Einsparung von Metal­
len und Holz durch Kunststoffe, insbesondere durch 
Plaste. Kennzeichnend hierfür ist z. B. die neuerliche 
Erweiterung des Aufgabenbereichs des zentralen Organs 
für die Erfassung und Lenkung wertgeminderter 
Maschinen und Materialien durch die nach der zuletzt 
erwähnten Verordnung ergangene Anordnung über 
die Bildung und Tätigkeit des Staatlichen Vermitt­
lungskontors für Maschinen- und Materialreserven vom 
19. Februar 1959 (GBl. I S. 151)5. Hiernach obliegt dem 
Vermittlungskontor auch die zentrale Lenkung der 
Erfassung und Verwendung nichtmetallischer Alt­
stoffe, darunter die Mitwirkung bei der Vorbereitung 
der staatlichen Materialbilanzen für nichtmetallische 
Altstoffe, die Ausarbeitung allgemeiner Lieferbedin­
gungen für Gebrauchsmaterialien und nichtmetallische 
Altstoffe, die Auswertung von Verbesserungsvorschlä­
gen hinsichtlich der Verwendung dieses Materials und 
die Anregung entsprechender Forschungs- und Ent­
wicklungsarbeiten.

Für die planmäßige Lenkung des Absatzes nicht­
metallischer Altstoffe auf der Grundlage der vom 
Staatlichen Vermittlungskontor aufgestellten Liefer­
pläne sind nach der Anordnung Nr. 1 über die Organi­
sation der Altstoffwirtschaft vom 19. Februar 1959 
(GBl. I S. 153) die — für jeden Bezirk einzusetzenden — 
Leitbetriebe des volkseigenen Altstoffhandels verant­
wortlich. Der Bedeutung des Altstoffaufkommens als 
eines wichtigen Teils der inneren Reserven unserer 
Planwirtschaft entspricht es, daß die Kreiserfassungs­
stellen sozialistischer Eigentumsformen verpflichtet 
sind, über das Erfassen von Altstoffen aus Betrieben 
und anderen Anfallstellen mit diesen Verträge abzu­
schließen, soweit die anfallende Menge in der Regel 
mehr als 500 DM im Kalendervierteljahr ausmacht. Zu 
den Aufgaben des Staatsapparates gehört nicht zuletzt 
auch eine verstärkte Heranziehung der Bevölkerung 
bei der Altstofferfassung. Deshalb werden nach der 
Anordnung Nr. 2 über die Organisation der Altstoff- 
wirtschaft — Prämienordnung — vom gleichen Tage 
(GBl. I S. 155) Geldprämien auch für die Anwendung 
und Durchsetzung besonders guter Methoden zur 
Popularisierung der Sammlung oder zur Mobilisierung 
der Bevölkerung für die Ablieferung nichtmetallischer 
Altstoffe gewährt. Die Auszeichnungen sind in den 
Betrieben, den Haus- und Hofgemeinschaften sowie 
bei sonstigen Versammlungen vorzunehmen und 
öffentlich bekanntzugeben mit dem Ziel, die Sammlung 
und Erfassung nichtmetallischer Altstoffe zu populari­
sieren und weitere Kreise der Bevölkerung dafür zu 
gewinnen.

Die vollständige Erschließung der inneren Reserven 
der Volkswirtschaft erfordert weiterhin eine verant­
wortungsvolle Steuerung der in den Produktions­
betrieben lagernden Rohstoffe und Materialien, eine 
straffe Ordnung und ein strenges Sparsamkeitsregime 
in der Bestandshaltung. Es kommt hierbei insbesondere 
darauf an, den tatsächlich vorhandenen Materialbedarf 
zur Grundlage der Liefer- und Versorgungsbeziehungen 
der sozialistischen Wirtschaft zu machen und damit 
die Entstehung von Überplanbeständen zu verhindern. 
Diesem Ziel dient die Anordnung über das Verfahren 
bei Änderung der Lieferpläne infolge veränderten 
Materialbedarfs (Lieferplanänderungsanordnung) vom 
24. Februar 1959 (GBl. II S. 73). Danach sind die sozia­
listischen Industrie-, Bau- und Verkehrsbetriebe sowie 
die ihnen gleichgestellten Betriebe verpflichtet, Ände-

5 Zum bisherigen Hechtszustand, insbesondere zu den auf 
der Grundlage der neuen AO vorläufig noch anwendbaren 
Verkaufs- und Vermittlungsbedingungen des Kontors vgl. 
Gesetzgebimgsübersieht für das I. Quartal 1957, NJ 1957 S. 373.

rungen des Materialbedarfs den übergeordneten Ver­
sorgungsorganen der Materialwirtschaft unverzüglich 
mitzuteilen. Auf Grund dieser Mitteilungen hat dann 
umgehend die Entscheidung über die Änderung des 
jeweiligen Lieferplans, unter Umständen adch über 
die Änderung der Produktionsaufgaben der betreffen­
den Lieferbetriebe zu erfolgen. Darüber hinaus haben 
die genannten Industrie-, Bau- und Verkehrsbetriebe 
nach der Anordnung über Maßnahmen zur Förderung 
einer planmäßigen und wirtschaftlich begründeten 
Bestandshaltung in den volkseigenen Industrie-, Bau- 
und Verkehrsbetrieben vom 17. Dezember 1958 
(GBl. 1959 II S. 4) ihre Bestände an Material aller Art 
sowie an unvollendeten Erzeugnissen oder Fertig­
erzeugnissen, die über die Vorratsnorm hinausgehen 
oder für die Produktion des laufenden Planjahres nicht 
benötigt werden, innerhalb von zwei Wochen nach 
Überschreiten der festgelegten Grenzen an das jeweils 
übergeordnete Organ zu melden. Dieses muß die gemel­
deten Bestände binnen drei Monate nach der Mittei­
lung anderen Betrieben seines Bereichs durch Umver­
teilung zuführen. Innerhalb der Dreimonatsfrist muß 
auch der als Verbraucher neu bestimmte Betrieb in 
den Besitz der Materialien oder der Verfügungsbefug­
nis gelangen. Kann die Umverteilung nicht fristgemäß 
vorgenommen werden, so sind die Bestände von den 
Betrieben dem zuständigen zentralen Versorgungsorgan 
zur Übernahme anzubieten, das innerhalb eines Monats 
seine Dispositionen zu treffen und schriftlich bekannt­
zugeben hat. Sieht sich auch der Großhandelsbetrieb 
zur Verwertung des Materials außerstande, so entschei­
det die Staatliche Plankommission kurzfristig über die 
endgültige Verwendung der Bestände. Ihre sinnvolle 
Ergänzung findet diese Regelung durch die Einrichtung 
besonderer Lager nach der Anordnung über die Bil­
dung von Vertragslagern des staatlichen Produktions­
mittel-Großhandels in den Betrieben der volkseigenen 
Industrie vom gleichen Tage (GBl. 1959 II S. 5). Hier­
nach sind die Staatlichen Kontore berechtigt, in geeig­
neten Betrieben entsprechend den wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten Vertragslager für handelsübliches 
Material einzurichten. Die Produktionsbetriebe können 
zur Einrichtung eines solchen Lagers von den ihnen 
übergeordneten Organen verpflichtet werden. Eingela­
gert werden nicht nur Überplanbestände, sondern — 
durch die Staatlichen Kontore — auch andere Materia­
lien, soweit dies, aus Gründen der zweckmäßigen Stand­
ortverteilung der Lager und der Sortimentslagerung 
geboten erscheint. Über die Errichtung derartiger Lager 
sind zwischen den Produktionsbetrieben und den Groß­
handelsbetrieben Verträge zu schließen, deren Inhalt 
durch die AO im einzelnen geregelt wird und auch 
die Verrechnung der Lagerkosten umfaßt.

&

Der Kampf um die sparsamste Verwendung von 
Material und die Aufdeckung aller Verlustquellen, wie 
er mit Hilfe der bereits erwähnten gesetzgeberischen 
Maßnahmen zu führen ist, dient nicht nur der Er­
höhung der Rentabilität der Betriebe, sondern ist auch 
untrennbar verbunden mit der im Volkswirtschafts­
plan 1959 zur Lösung unserer ökonomischen Haupt­
aufgabe für alle Industriebetriebe ausgesprochenen 
Verpflichtung, ihre Aufgaben bei der P r o d u k t i o n  
v o n  K o n s u m g ü t e r n  gewissenhaft zu erfüllen.

Einen beträchtlichen materiellen Anreiz für die 
zusätzliche Produktion von Massenbedarfsgütern bie­
tet die schon in einem anderen Zusammenhang ge­
nannte Dritte Verordnung über den Betriebsprämien­
fonds. Für Betriebe, die der Produktionsmittelindustrie 
zugeordnet sind und normalerweise keine Konsum­
güter hersteilen, werden danach bei Erfüllung und 
Übererfüllung der im Plan festgelegten Produktion 
industrieller Konsumgüter 60 Prozent des aus der Kon­
sumgüterproduktion erwirtschafteten Gewinns dem 
Betriebsprämienfonds zugeführt unter der Voraus­
setzung, daß gleichzeitig die staatliche Aufgabe des 
Gewinnplans abzüglich des Gewinns aus der Konsum­
güterproduktion mindestens erreicht worden ist. Das 
hat insofern eine bedeutende Erweiterung des Umfangs 
der Gewinnzuführungen aus dieser Produktion zur 
Folge, als hierbei nicht mehr darauf abgestellt wird,
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